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Wörterbuch des Autokaufs


– mit wichtigen Begriffen zum Verkehrsrecht


von


Ass. iur. Jörn Edling


1. Auflage 2023





Vorwort



Menschen verstehen Worte mitunter unterschiedlich. Welche Zeit bei einem 100-m-Lauf »schnell« ist, liegt im Auge des Betrachters (abhängig insbesondere von Alter und Geschlecht der Läufer). Nicht zuletzt beim »liebsten Kind«, dem Auto, können die Meinungen darüber auseinandergehen, was eine Vereinbarung (Zustandsangabe) bedeutet. So wird mancher Käufer eines Neuwagens erwarten, dass der Wagen eine Laufleistung von 0 (oder höchstens 1) km aufweist – ob diese Erwartung rechtlich berechtigt ist, wird natürlich in diesem Buch aufgelöst.


Die meisten für Käufer wichtigen Begriffe wie »Neuwagen«, »Jahreswagen« oder »Vorführwagen« sind nicht gesetzlich definiert; es ist also nicht von vornherein ausdrücklich bestimmt, welche Bedeutung diese Begriffe haben bzw. wie sie zu verstehen sind (berechtigterweise verstanden werden können). Hier kommt die Rechtsprechung (in Wechselwirkung mit der Literatur) ins Spiel, die nach und nach offene Fragen und Streitfragen entscheidet und dadurch die Rechtslage »festzurrt« (soweit es sich um höchstrichterliche ständige oder zumindest gefestigte Rechtsprechung handelt). Der Autokauf ist Motor der Rechtsentwicklung1 zum Kauf(gewährleistungs)recht.


So entschied der Bundesgerichtshof, dass »neu« bei einem Neuwagen bedeutet, dass der Wagen – im Hinblick auf sein Alter – schon bis zu 12 Monate alt sein darf. So manche (rechtlich nicht geschützte) Käufer-Erwartung wird enttäuscht, wenn man bei einem Neuwagenkauf einen allenfalls vor wenigen Wochen vom Band gerollten Wagen erwartet.


Das Buch befasst sich schwerpunktmäßig bzw. soweit nicht anders angegeben mit dem privaten Autokauf vom Autohändler, also von einem Unternehmer bzw. Gewerbetreibenden.


Was kann (darf) ein Käufer von seinem neuen (Gebraucht-) Wagen bzw. von bestimmten Zustandsangaben des Verkäufers (oder Herstellers) im Hinblick auf das Fahrzeug erwarten, was ist (wirksam) vereinbart?


Richtschnur ist, dass es weder darauf ankommt, was der Käufer tatsächlich erwartet bzw. sich vorstellt, noch darauf, was der Verkäufer mit einer Zustandsangabe oder sonstigen Erklärung zum Ausdruck bringen wollte (also keine rein subjektive Sicht); vielmehr ist entscheidend, wie der Käufer aus der Sicht eines objektiven Erklärungsempfängers eine bestimmte Erklärung bzw. Zustandsangabe des Verkäufers verstehen konnte bzw. musste (»objektiver Empfängerhorizont«). Dies kann, muss aber nicht mit dem übereinstimmen, was der Käufer tatsächlich erwartet!


Es muss hierbei noch eine rechtliche Weggabelung beachtet werden: Für Kaufverträge, die seit dem 1.1.2022 geschlossen wurden und werden, gelten teils andere Vorschriften als für Verträge, die bis zum 31.12.2021 geschlossen worden sind (siehe »1. Teil. Altes und neues Kaufrecht«).


Wörter, die im Buch mit einem * (Stern) versehen sind, sind jeweils als eigenes Stichwort zu finden.


Mitunter werden einzelne Unternehmen genannt. Dies dient der Illustration bzw. Information, ist aber nicht als Werbung für deren Produkte oder Dienstleistungen zu verstehen.


Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Text nur die männliche Form verwendet; Käuferinnen sowie diverse Menschen sind natürlich ebenso gemeint.


Für die Inhalte der genannten Internetseiten sind deren Betreiber verantwortlich; zurzeit des Aufrufs wurden keine rechtswidrigen Inhalte erkannt.


In den Fußnoten finden sich weiterführende Hinweise, insbesondere Vorschriften, Gerichtsentscheidungen und Literaturmeinungen.


Möge dieses Buch eine gute Hilfe im Dickicht des Autokaufs sein!


Rinteln, im Juli 2023


Jörn Edling





1 Lorenz, DAR 2006, 611 (zum ab 2002 geltenden Schuldrecht).




Abkürzungsverzeichnis


Im Haupttext (Fließtext):





	a.A.

	andere(r) Ansicht, eine Ansicht zu einer umstrittenen Frage





	aaSoP

	amtlich anerkannter Sachverständiger oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr





	ABE

	Allgemeine Betriebserlaubnis*





	abzgl.

	abzüglich





	
ADAC

	Allgemeiner Deutscher Automobil-Club e.V.





	AG

	Amtsgericht, Aktiengesellschaft





	
AGB

	Allgemeine Geschäftsbedingung(-en)*





	AGR

	Abgasrückführung





	AKB (2015)

	Allgemeine Bedingungen für die Kfz-Versicherung (Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., Stand: 28.9.2022)





	a.l.i.c.

	actio libera in causa (in der Ursache freie Handlung)





	BaFin

	Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht





	bzw.

	beziehungsweise





	d.h.

	das heißt





	DIN

	Deutsches Institut für Normung e.V.





	E

	Electro (Elektro)





	etc.

	und so weiter





	EU

	Europäische Union





	e.V.

	eingetragener Verein





	EZ

	Erstzulassung*





	FAQ

	Frequently Asked Questions (Häufig gestellte Fragen)





	GbR

	Gesellschaft bürgerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft)





	GKV

	Gesetzliche Krankenversicherung (-Spitzenverband)





	GmbH

	Gesellschaft mit beschränkter Haftung





	h.M.

	herrschende Meinung (überwiegende Ansicht)





	https

	Hypertext Transfer Protocol Secure (Sicheres Hypertext-Übertragungsprotokoll)





	HU

	Hauptuntersuchung*





	i.d.R.

	in der Regel





	i.S.(d.)

	im Sinne (der/des)





	i.Ü.

	im Übrigen





	Jh.

	Jahrhundert





	KBA

	Kraftfahrt-Bundesamt





	
Kfz

	
Kraftfahrzeug*





	KG(aA)

	Kommanditgesellschaft (auf Aktien)





	km(/h)

	Kilometer(n) (pro Stunde)





	kW

	Kilowatt





	Lkw

	Lastkraftwagen





	m

	Meter





	m.a.W.

	mit anderen Worten





	mg/l

	Milligramm pro Liter





	MNB

	Mund-Nasen-Bedeckung





	MPU

	
Medizinisch-Psychologische Untersuchung*





	Nds.

	Niedersächsische(r/s)





	Nkw

	Nutzkraftwagen (Nutzfahrzeug*)





	NRW

	Nordrhein-Westfalen





	o.Ä.

	oder Ähnliche(s)





	OHG

	Offene Handelsgesellschaft





	p.a.

	per annum (pro Jahr)





	PI

	Prüfingenieur





	PIN

	Personal Identification Number (persönliche Geheimzahl)





	Pkw

	Personenkraftwagen





	S.

	Seite(n)





	SIS

	Schengener Informationssystem





	s.o.

	siehe oben





	str.

	streitig (umstrittene Frage)





	s.u.

	siehe unten





	SUV

	Sport Utility Vehicle





	t

	Tonne(n)





	tägl.

	täglich





	TSI

	Twincharged/Turbocharged Stratified Injection





	u.a.

	und andere(s), unter anderem





	UPE

	Unverbindliche Preisempfehlung





	VDA

	Verband der Automobilindustrie e.V.





	VDIK

	Verband der Internationalen Kraftfahrzeughersteller e.V.





	VOH

	Verkehrsopferhilfe e.V.





	vs.

	versus (gegen)





	VSBG

	Verbraucherstreitbeilegungsgesetz





	VW

	Volkswagen AG





	ZDK

	Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.





	zzgl.

	zuzüglich







In Annoncen insbesondere bei Privatverkäufen von Gebrauchtwagen (Auswahl)2:





	1. Hd

	Erste Hand*





	4WD

	Four Wheel Drive (Allradantrieb)





	§ 10/23

	Nächste Hauptuntersuchung (TÜV*) Oktober 2023 fällig





	ABE

	Allgemeine Betriebserlaubnis* (Typgenehmigung*)





	ABS

	Anti-Blockier-System





	AHK

	Anhängerkupplung





	APS

	Acoustic Parking System (Einparkhilfe)





	ASR

	Antriebs-/Anti-Schlupf-Regelung (Traktionskontrolle)





	ATM

	Austauschmotor





	Aut.

	Automatikgetriebe





	BAS

	Bremsassistent





	BC

	Bord-Computer





	Bj.

	Baujahr*





	CNG

	Compressed Natural Gas (Erdgas)





	def.

	defekt





	DPF

	Diesel-Partikelfilter





	DSC

	Dynamic Stability Control (bedeutet/entspricht ESP)





	DSG

	Direktschaltgetriebe (Automatikgetriebe)





	EFH

	Elektrische Fensterheber





	ESP

	Elektronisches Stabilitätsprogramm





	EZ

	Erstzulassung*





	FWD

	Four Wheel Drive (Allradantrieb)





	FP

	Festpreis (der Verkäufer möchte grundsätzlich nicht über den Kaufpreis verhandeln)





	HJW

	Halbjahreswagen*





	HSN

	Herstellerschlüsselnummer (Fahrzeug-Identifizierungsnummer*)





	HU

	Hauptuntersuchung*





	Mj.

	Modelljahr*





	NP

	Neupreis





	NR

	Nichtraucher, (Nicht-) Raucherfahrzeug*





	SH

	Scheckheftgepflegt*





	
VB/VHB

	Verhandlungsbasis (der Verkäufer ist bereit, über den Kaufpreis zu verhandeln und mit dem Preis gegebenenfalls noch »runterzugehen«)





	WA

	Werksangehöriger/Werksangehörigenfahrzeug (siehe »Werkswagen«)





	WFS

	Wegfahrsperre





	WGA

	Wertgutachten (Oldtimer- und Youngtimer-Gutachen), siehe auch »Oldtimer« und »Youngtimer«







In den Fußnoten:





	a.A.

	andere(r) Ansicht, eine Ansicht zu einer umstrittenen Frage





	abl.

	ablehnend(e/er)





	Abs.

	Absatz





	AcP

	Archiv für die civilistische Praxis (Zeitschrift)





	
ADAC

	Allgemeiner Deutscher Automobil-Club





	a.E.

	am Ende





	AEUV

	Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union





	a.F.

	alte(r) Fassung





	AG

	Amtsgericht, Aktiengesellschaft





	AGG

	Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz





	AKB (2015)

	Allgemeine Bedingungen für die Kfz-Versicherung (Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., Stand: 28.9.2022)





	AktG

	Aktiengesetz





	Alt.

	Alternative





	a.M.

	am Main





	Anh.

	Anhang





	Anm.

	Anmerkung





	ArbR

	Arbeitsrecht





	Arg.

	Argumentum (Argument aus)





	Art.

	Artikel





	AT

	Allgemeiner Teil





	AU

	Abgasuntersuchung





	BAG

	Bundesarbeitsgericht





	Bay.

	Bayerisch(e/er/es)





	BayObLG

	Bayerisches Oberstes Landesgericht (aufgelöst)





	BB

	Betriebs-Berater (Zeitschrift)





	BBankG

	Gesetz über die Deutsche Bundesbank





	Bd.

	Band





	BeckOK

	Beck’scher Online-Kommentar (BGB etc.)





	BeckOGK

	Beck-Online-Großkommentar (Zivilrecht)





	BeckRS

	Rechtsprechungs-Datenbank beck-online





	BFH

	Bundesfinanzhof





	BGB

	Bürgerliches Gesetzbuch





	BGBl.

	Bundesgesetzblatt





	BGH

	Bundesgerichtshof





	
BKat

	Bußgeldkatalog





	BR-Drucks.

	Drucksachen des Bundesrates





	BT

	Bundestag, Besonderer Teil





	BT-Drucks.

	Drucksachen des Deutschen Bundestages





	BVerfG

	Bundesverfassungsgericht





	BVerwG

	Bundesverwaltungsgericht





	bzw.

	beziehungsweise





	DAR

	Deutsches Autorecht (Zeitschrift)





	DAT

	Deutsche Automobil Treuhand GmbH





	DB

	Der Betrieb (Zeitschrift)





	DM

	Deutsche Mark





	DÖV

	Die Öffentliche Verwaltung (Zeitschrift)





	DS

	Die Sachverständigen (Zeitschrift)





	DVBl

	Deutsches Verwaltungsblatt (Zeitschrift)





	EG

	Europäische Gemeinschaft





	EGBGB

	Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche





	EG-FGV

	Verordnung über die EG-Genehmigung für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger sowie für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten für diese Fahrzeuge





	EnSikuMaV

	Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über kurzfristig wirksame Maßnahmen





	EnSimiMaV

	Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über mittelfristig wirksame Maßnahmen





	EU

	Europäische Union





	EuG

	Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften





	EuGH

	Europäischer Gerichtshof





	EuZW

	Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht





	ESP

	Elektronisches Stabilitätsprogramm





	EStG

	Einkommensteuergesetz





	EWG

	Europäische Wirtschaftsgemeinschaft





	f.

	folgende (Seite, Randnummer)





	FD-StrVR

	Fachdienst Straßenverkehrsrecht





	FeV

	
Fahrerlaubnis-Verordnung





	ff.

	folgende (Seiten, Randnummern)





	FG

	Finanzgericht





	
FIN

	
Fahrzeug-Identifizierungsnummer*





	Fn.

	Fußnote





	FS

	Festschrift





	FZV

	Fahrzeug-Zulassungsverordnung





	G

	Gesetz, Gericht





	GA

	Goltdammer's Archiv für Strafrecht





	GbR

	Gesellschaft bürgerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft)





	gem.

	gemäß





	GewO

	Gewerbeordnung





	GG

	Grundgesetz





	ggf.

	gegebenenfalls





	ggü.

	gegenüber





	GmbH

	Gesellschaft mit beschränkter Haftung





	GoA

	Geschäftsführung ohne Auftrag





	grdsl.

	grundsätzlich





	GRUR

	Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (Zeitschrift)





	GVO

	Gruppenfreistellungsverordnung





	HandB

	Handbuch





	HGB

	Handelsgesetzbuch





	h.M.

	herrschende Meinung, überwiegende Ansicht zu einer umstrittenen Frage





	Hs.

	Halbsatz





	i.d.F.

	in der Fassung





	i.d.R.

	in der Regel





	i.E.

	im Ergebnis, im Einzelnen





	i.S.v.

	im Sinne von





	i.Ü.

	im Übrigen





	i.V.m.

	in Verbindung mit





	IWRZ

	Zeitschrift für Internationales Wirtschaftsrecht





	JA

	Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift)





	jM

	juris – Die Monatszeitschrift





	JR

	Juristische Rundschau





	juris-PK

	juris PraxisKommentar (BGB etc.)





	JuS

	Juristische Schulung (Zeitschrift)





	JZ

	JuristenZeitung (Zeitschrift)










	
Kap.

	Kapitel





	KfSachvG

	Kraftfahrsachverständigengesetz





	Kfz

	
Kraftfahrzeug





	KfzPflVV

	Kraftfahrzeug-Pflichtversicherungsverordnung





	KG

	Kammergericht (Berlin)





	km

	Kilometer (Kilometerstand*)





	KraftStG

	Kraftfahrzeugsteuergesetz





	LG

	Landgericht





	Lit.

	Literatur (Schrifttum)





	LS

	Leitsatz





	lt.

	laut





	MAH

	Münchener AnwaltsHandbuch





	mAnm

	mit Anmerkung





	MDR

	Monatsschrift für Deutsches Recht (Zeitschrift)





	mglw.

	möglicherweise





	MüKo

	Münchener Kommentar (BGB etc.)





	Nds.

	Niedersachsen, Niedersächsisch(e/er/es)





	n.F.

	neue Fassung





	NJOZ

	Neue Juristische Online-Zeitschrift





	NJW (-RR)

	Neue Juristische Wochenschrift (Rechtsprechungs-Report) (Zeitschrift)





	NJWE-VHR

	NJW-Entscheidungsdienst Versicherungs-/Haftungsrecht





	NK

	NomosKommentar





	Nr.

	Nummer(n)





	NRW

	Nordrhein-Westfalen





	NS

	Nationalsozialismus





	NStZ (-RR)

	Neue Zeitschrift für Strafrecht (Rechtsprechungs-Report)





	NVwZ

	Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht





	NZKart

	Neue Zeitschrift für Kartellrecht





	NZM

	Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht





	NZV

	Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht





	o.Ä.

	oder Ähnliche(s)





	OLG

	Oberlandesgericht





	OLGZ

	Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen





	
OVG

	Oberverwaltungsgericht





	OWiG

	Gesetz über Ordnungswidrigkeiten





	p.a.

	per annum (pro Jahr)





	PAngV

	Preisangabenverordnung





	PfandlV

	Pfandleiherverordnung





	PflVG

	Pflichtversicherungsgesetz





	Pkw

	Personenkraftwagen





	Pkw-EnVKV

	Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung





	ProdHaftG

	Produkthaftungsgesetz





	ProstSchG

	Prostituiertenschutzgesetz





	R

	Recht





	RdTW

	Recht der Transportwirtschaft (Zeitschrift)





	Rev.

	Revision





	RG

	Reichsgericht





	RL

	Richtlinie





	Rn.

	Randnummer(n)





	Rspr.

	Rechtsprechung





	r+s

	Recht und Schaden (Zeitschrift)





	S.

	Seite(n)





	SCR

	Selective Catalytic Reduction (Katalysator)





	s.o.

	siehe oben





	sog.

	sogenannt(e/er/es)





	StGB

	Strafgesetzbuch





	StPO

	Strafprozessordnung





	StVG

	Straßenverkehrsgesetz





	StVO

	Straßenverkehrsordnung





	StVZO

	Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung





	SVR

	Straßenverkehrsrecht (Zeitschrift)





	
TÜV*

	Technischer Überwachungsverein





	u.a.

	und andere(s), unter anderem





	UnivSchlicht

	Universalschlichtungsstelle(n)





	Unterabs.

	Unterabsatz





	UrhG

	Urheberrechtsgesetz





	USA

	United States of America





	
1. Teil. Altes

	und neues Kaufrecht





	u.U.

	unter Umständen





	UWG

	Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb





	V

	Verordnung





	v.a.

	vor allem





	VAG

	Versicherungsaufsichtsgesetz





	Var.

	Variante





	VDA

	Verband der Automobilindustrie e.V.





	VDIK

	Verband der Internationalen Kraftfahrzeughersteller e.V.





	VersR

	Versicherungsrecht (Zeitschrift)





	VG

	Verwaltungsgericht





	VGH

	Verwaltungsgerichtshof





	VkBl.

	Verkehrsblatt





	VO

	Verordnung





	VRS

	Verkehrsrechts-Sammlung (Zeitschrift)





	VSBG

	Verbraucherstreitbeilegungsgesetz





	VuR

	Verbraucher und Recht (Zeitschrift)





	VV

	Verwaltungsvorschrift





	VVG

	Gesetz über den Versicherungsvertrag





	VwGO

	Verwaltungsgerichtsordnung





	VwVfG

	Verwaltungsverfahrensgesetz (Bund/Land)





	WM

	Wertpapier-Mitteilungen (Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht)





	WRP

	Wettbewerb in Recht und Praxis





	z.B.

	zum Beispiel





	ZDK

	Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.





	ZEV

	Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge





	ZIP

	Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Zeitschrift für die gesamte Insolvenzpraxis)





	ZPO

	Zivilprozessordnung





	ZR

	Revisionen, Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision, Anträge auf Zulassung der Sprungrevision, Berufungen in Patentsachen, jeweils beim Bundesgerichtshof (Teil des Aktenzeichens)





	ZRP

	Zeitschrift für Rechtspolitik





	ZVertriebsR

	Zeitschrift für Vertriebsrecht










2 Angelehnt an https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/auto-kaufen-verkaufen/gebrauchtwagen-kauf/autoanzeigen-abkuerzungen.




1. Teil. Altes und neues Kaufrecht


Für Kaufverträge über Fahrzeuge zwischen verkaufenden Händlern (Unternehmern*) und kaufenden Privatpersonen (Verbrauchern*) – Verbrauchsgüterkäufe3, »Business-to-Consumer (B2C)« –, die seit dem 1.1.2022 (0 Uhr) geschlossen wurden und werden, gilt neues Kaufrecht4:




	 damit der Wagen mangelfrei ist, muss er gleichrangig (str.)5 sowohl die subjektiven als auch objektiven Anforderungen6 erfüllen7, die sich aus Vertrag bzw. Gesetz ergeben – bei bis 31.12.2021 (24 Uhr) geschlossenen Kaufverträgen8 kam und kommt es vorrangig darauf an, was Käufer und Verkäufer hinsichtlich des Zustands des Fahrzeugs vereinbart haben (siehe »Beschaffenheitsvereinbarung« sowie »Sachmangel«)


	 bei Neuwagen* kann die Verjährungsfrist nicht, bei Gebrauchtwagen* kann sie von (gesetzlich) zwei Jahren auf (vertraglich) ein Jahr beschränkt werden (siehe »Gewährleistung«)


	 Vereinbarungen des Verkäufers mit dem Käufer zu dessen Nachteil hinsichtlich der beiden oben genannten Punkte sind möglich, unterliegen nun aber strengen Anforderungen: sowohl die Wirksamkeit einer Vereinbarung, dass der Zustand des Fahrzeugs (siehe auch »Zustandsangaben«) von den objektiven Anforderungen abweiche als auch die Verkürzung der Verjährungsfrist setzt voraus, dass der Käufer vor Abgabe seiner Vertragserklärung (Angebot oder Annahme*) eigens hiervon in Kenntnis gesetzt und dies im Kaufvertrag ausdrücklich und gesondert vereinbart wird9 (siehe noch am Ende dieses 1. Teils sowie bei »Beschaffenheitsvereinbarung«)


	 dass der mit einem Mangel behaftete Wagen bereits bei Gefahrübergang* mangelhaft war, wird innerhalb des ersten Jahres nach Übergabe des Fahrzeugs zugunsten des Käufers grundsätzlich vermutet (Beweislastumkehr) – bis 2021 galt dies (nur) in den ersten sechs Monaten nach Übergabe des Wagens an den Käufer10



	 zeigt sich ein Mangel innerhalb der Verjährungsfrist, tritt Verjährung erst vier11 Monate nach dem Zeitpunkt ein, in dem sich der Mangel erstmals gezeigt hat12 – dies ist relevant bei Mängeln, die sich gegen Ende der Gewährleistungsfrist13, konkret: weniger als vier Monate vor Ablauf der Verjährungsfrist zeigen


	 Gewährleistungsrechte des Käufers sind nicht allein deshalb ausgeschlossen, weil er einen Mangel bei Vertragsschluss kennt14; kennt der Käufer einen Mangel, kann aber eine negative Beschaffenheitsvereinbarung* vorliegen, die Gewährleistungsrechte des Käufers ausschließt (streng genommen liegt dann gar kein Mangel vor) – bis 2021 galt, dass dem Käufer keine Gewährleistungsrechte zustehen, wenn er einen Mangel bei Vertragsschluss – zum Zeitpunkt der Abgabe seines Angebots*15 – kennt; dabei spielt(e) keine Rolle, auf welche Weise der Käufer seine Kenntnis vom Mangel erlangt(e)16; war dem Käufer ein Mangel grob fahrlässig unbekannt geblieben, waren Gewährleistungsrechte ebenfalls ausgeschlossen, es sei denn, der Verkäufer hatte den Sachmangel* (siehe auch Rechtsmangel*) arglistig verschwiegen (Aufklärungspflicht*, Täuschung*) oder eine Garantie* für die Beschaffenheit des Fahrzeugs übernommen; eine solche grob fahrlässige Unkenntnis des Käufers konnte sich insbesondere auf offensichtliche (äußerlich sichtbare) Schäden am Fahrzeug beziehen, gegebenenfalls wohl auch auf (geringe) Mängel, die im Prüfbericht zur Hauptuntersuchung* genannt sind


	 übergibt der Käufer den Wagen zur Nacherfüllung (siehe »Gewährleistung«; oder zur Erfüllung von Ansprüchen aus einer Garantie) dem Verkäufer (oder auf Veranlassung des Verkäufers dem Hersteller) – es kommt nur auf die Übergabe an, nicht darauf, dass der Verkäufer seine Pflicht zur Nacherfüllung auch anerkennt (er kann etwa sagen, er repariere nur »aus Kulanz«17*) –, tritt Verjährung von Ansprüchen wegen des geltend gemachten Mangels (also nicht hinsichtlich eines anderen als des geltend gemachten Mangels, der sich »nur« währenddessen zeigt)18 erst zwei Monate nach dem Zeitpunkt ein, in dem der nachgebesserte oder ersetzte Wagen dem Käufer übergeben wurde (sog. Ablaufhemmung) – der Käufer soll den Wagen prüfen können, nachdem er ihn zurückerhalten hat, ohne dass die Verjährungsfrist abläuft, während sich das Fahrzeug noch beim Verkäufer befindet19



	 der Käufer kann in einigen Fällen vom Kaufvertrag zurücktreten, auch ohne dem Verkäufer eine Frist zur Nacherfüllung gesetzt zu haben (siehe »Gewährleistung«).





Eine der zentralen (Abgrenzungs-) Fragen des neuen Kaufrechts, die in Zukunft auch die Gerichte beschäftigen dürfte, ist, ob eine Vereinbarung zwischen Käufer und Verkäufer sich bezieht auf




	 die Art der Kaufsache selbst (Fahrzeug bestimmter Art) – eine solche Vereinbarung unterliegt grundsätzlich keiner Form und kann demnach auch konkludent (schlüssig) geschlossen werden – oder


	 ein bestimmtes Merkmal des (praktisch nur: Gebraucht-) Wagens (Abweichung von den objektiven Anforderungen) – in diesem Fall unterliegt die Vereinbarung weiteren Formvoraussetzungen (siehe oben und bei »Beschaffenheitsvereinbarung«) –.20






Je enger man die »Art der Kaufsache« versteht bzw. je weniger man zu ihr zählt – je »eigenartiger« eine Sache ist –, desto weniger gelten bzw. sind bedeutsam die zuvor genannten Formvoraussetzungen; je mehr sich eine Vereinbarung zwischen Verkäufer und Käufer »maßgeschneidert« auf den verkauften Wagen bezieht, desto eher dürfte sie andererseits den Formvoraussetzungen unterliegen.21


Die Art der Kaufsache (oben erster Spiegelstrich) kann wohl beispielsweise betroffen sein – also kein Formerfordernis –, wenn sich eine Vereinbarung bezieht




	 auf ein bestimmtes Modelljahr** des verkauften Fahrzeugs22



	 darauf, dass es sich um einen Jahreswagen** oder ein Bastlerfahrzeug** handelt23



	 auf ein (bedeutendes) Bauteil eines Gebrauchtwagens*, das nicht sämtlichen Fahrzeugen gemein ist24.





Hingegen bezieht sich eine Vereinbarung auf ein bestimmtes Merkmal des Fahrzeugs (oben zweiter Spiegelstrich) – mit Formerfordernis – z.B. dann, wenn ein bestimmter, verhältnismäßig (überdurchschnittlich) hoher Kilometerstand** vereinbart wird.25 Dies dürfte auch gelten, wenn vereinbart wird, dass es sich um einen zuvor als Taxi genutzten Gebrauchtwagen* handelt (str.)26, auch und gerade, weil eine Vorbenutzung als Taxi so ungewöhnlich (selten) sein dürfte, dass der Käufer mit ihr (ohne seine ausdrückliche und gesonderte Zustimmung) nicht zu rechnen braucht27.


Bei seit 1.1.2022 geschlossenen Kaufverträgen* muss daher bei im Buch genannten Stichworten, die einer Beschaffenheitsvereinbarung* zwischen Verkäufer und Käufer zugrunde liegen (Neu-, Jahres-, Vorführwagen* etc.), berücksichtigt (geprüft) werden, ob sie die Art oder ein bestimmtes Merkmal der Kaufsache (=des Fahrzeugs) betreffen.


Dass das Formerfordernis eingehalten ist oder auch, dass gar kein Formerfordernis bestand, bedeutet aber nicht zwingend, dass die Beschaffenheitsvereinbarung* wirksam ist; diese kann insbesondere wegen Umgehung der Gewährleistungsrechte des Käufers unwirksam sein (siehe auch »Zustandsangaben«).


Zusammenfassend sind hier folgende zwei Weggabelungen zu beachten, die mit der Frage beginnen:


Wurde der Kaufvertrag* bis Ende 2021 geschlossen?




	 Wenn ja – Kaufvertrag bis 31.12.2021 geschlossen –, dann ist die obige Unterscheidung zwischen der Art und einem bestimmten Merkmal der Kaufsache nicht relevant; Beschaffenheitsvereinbarungen* zwischen Käufer und Verkäufer sind sowohl zugunsten des Käufers (positive Beschaffenheitsvereinbarung) als auch zulasten des Käufers (negative Beschaffenheitsvereinbarung) grundsätzlich formfrei (auch konkludent) möglich.


	 Wenn nein – Kaufvertrag seit dem 1.1.2022 geschlossen –, dann gilt: Beschaffenheitsvereinbarungen* zugunsten des Käufers sind weiterhin formfrei möglich; Vereinbarungen zulasten des Käufers bedürfen aber einer besonderen Form, es sei denn, es handelt sich um eine Vereinbarung, die die Art der Kaufsache selbst betrifft (s.o.).








3 § 474 BGB.


4 Art. 1 ff. Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und anderer Aspekte des Kaufvertrags vom 25.6.2021, BGBl. I S. 2133, in Umsetzung der RL (EU) 2019/771; insbesondere §§ 434, 439, §§ 474 ff. BGB n.F., Art. 229 § 58 EGBGB; siehe auch §§ 327 ff. BGB.


5 BT-Drucks. 19/27424, S. 23; Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 7; a.A. Rachlitz/Kochendörfer/Gansmeier, JZ 2022, 705 ff. (subjektiver Mangelbegriff und Vorrang von Vereinbarungen gelten grundsätzlich fort).


6 Montageanforderungen (§ 434 Abs. 1 a.E., 4 BGB) sind hier wenig relevant (siehe »Montage«).


7 Natürlich muss der Verkäufer diese erfüllen bzw. dafür sorgen, dass sie erfüllt sind (§ 433 Abs. 1 Satz 2 BGB), ähnlich, wenn man so will, wie ein Hundehalter/-führer, der dafür sorgen muss, dass der Hund bestimmtes Verhalten an den Tag legt oder unterlässt (z.B. § 2 NHundG; umfassend Edling, HundeR Nds., 2016, S. 25 ff., 324).


8 Bis 2001 galt »noch älteres Kaufrecht« (§§ 433 ff., §§ 459 ff. BGB a.F.), das aufgrund der Schuldrechtsreform 2001 (Art. 1 Abs. 1 Nr. 31 Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts, BGBl. 2001 I S. 3138, 3154) zum 1.1.2002 grundlegend geändert wurde; Rechtsstreitigkeiten aus Kfz-Kaufverträgen aus dieser Zeit dürften heute kaum noch rechtshängig (§ 261 ZPO), Ansprüche i.Ü. verjährt (§ 194 BGB) sein.


9 § 476 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 BGB; die Kombination von »ausdrücklich« und »gesondert« fand sich bereits zuvor in § 309 Nr. 11 a) BGB.


10 § 434 Abs. 1, § 477 Abs. 1, § 363 BGB; § 477 BGB a.F.


11 Zur Konformität mit Art. 10 RL (EU) 2019/771 Bach, NJW 2019, 1705, 1708; Saenger, in: Schulze u.a., BGB, § 475e Rn. 4.


12 § 475e Abs. 3 BGB.


13 Saenger, in: Schulze u.a., BGB, § 475e Rn. 4.


14 § 442 Abs. 1, § 474, § 475 Abs. 3 Satz 2 BGB.


15 BGH, NJW 2012, 2793, 2794, Rn. 18 ff.


16 OLG Hamm, Urteil vom 30.4.2019 – 34 U 91/18, BeckRS 2019, 20757, Rn. 17.


17 Saenger, in: Schulze u.a., BGB, § 475e Rn. 5.


18 Saenger, in: Schulze u.a., BGB, § 475e Rn. 5 a.E.


19 § 475e Abs. 4 BGB; allgemein Saenger, in: Schulze u.a., BGB, § 475e Rn. 5.


20 § 434 Abs. 3 Nr. 2 a), § 476 Abs. 1 Nr. 1, 2 BGB (die Art der Sache ist auch für § 434 Abs. 3 Nr. 1, 4 BGB relevant, Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 63); siehe auch Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 64, § 476 Rn. 43.


21 Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 65; für eine enge Bestimmung der Art bei digitalen Produkten wohl Riehm/Abold, CR 2021, 530, Rn. 24 ff.


22 Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 65.


23 Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 65.


24 BGH, NJW 2009, 2056, Rn. 9, zu § 434 Abs. 1 Nr. 2 BGB a.F.: Sachen der gleichen Art sind nur Dieselfahrzeuge mit Partikelfilter, wenn Ursache des geltend gemachten Mangels der fehlenden Eignung für überwiegenden Kurzstreckenbetrieb gerade der Dieselpartikelfilter ist; die Entscheidung scheint, was Dieselpartikelfilter betrifft, von der technischen Entwicklung überholt, da inzwischen wohl alle Dieselfahrzeuge Partikelfilter haben (zu Letzterem https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/reparatur-pflege-wartung/wartung-inspektion/diesel-partikelfilter-reinigung).


25 Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 65.


26 A.A. Gsell, ZfPW 2022, 130, 148 f.; siehe auch Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 64 f. (referierend).


27 Rechtsgedanke von § 305c Abs. 1 BGB.




2. Teil. Begriffe und Formulierungen von Verkäufern



Abkürzungen (und Fachbegriffe)



»Der Wagen ist def.«


Abkürzungen – Entsprechendes gilt für bestimmte Begriffe und Schlagworte – können kommunikativ hilfreich sein. In einem »Kreis von Gleichgesinnten« ist mit einer Abkürzung ein Begriff schnell umrissen; in einer Diskussionsrunde kann mit wenigen Abkürzungen ein ganzes Themenfeld abgesteckt werden. Sie können die Lektüre eines Vertragstextes aber auch erschweren28, sei es etwa, weil sie im Einzelfall doch nicht so bekannt sind (wie der Verwender annimmt) oder zumindest ihre Vielzahl den Lesefluss stört. Mit Abkürzungen kann auch ein negativer Umstand verschleiert werden.


Verwendet der Händler AGB (siehe »Allgemeine Geschäftsbedingungen« sowie bei einzelnen Stichworten), müssen diese (u.a.) klar und verständlich sein, Transparenzgebot.29 Der AGB-Verwender muss Rechte und Pflichten seiner Vertragspartner möglichst klar und durchschaubar darstellen sowie wirtschaftliche Nachteile und Belastungen so weit erkennen lassen, wie dies nach den Umständen gefordert werden kann; dem juristischen Laien muss sich bei aufmerksamer und sorgfältiger Lektüre des Vertrags erschließen, was mit einem Begriff gemeint ist (er muss eine erkennbare Kontur haben).30


Geläufige Begriffe des allgemeinen Sprach- und Gesetzesgebrauchs, deren Bedeutung sich im Zusammenhang mit dem Vertragstext erschließt (und nicht erst durch Kenntnis höchstrichterlicher Rechtsprechung), können grundsätzlich verwendet werden.31 Fachbegriffe können (wirksam) verwendet werden, wenn die Rechtssprache mit dem verwendeten Ausdruck einen fest umrissenen Begriff verbindet und ihm darüber einen bestimmten Inhalt vorgibt32 (siehe auch »Angebot und Annahme«).


Abkürzungen führen also – zusammengefasst – insoweit zur Unwirksamkeit von AGB, als diese für den Käufer nicht verständliche Abkürzungen enthalten.33


Einen weiteren Anknüpfungspunkt für die Unzulässigkeit von Abkürzungen bildet das Lauterkeitsrecht, nach dem unter anderem irreführende geschäftliche Handlungen unlauter und damit unzulässig sein können.34


Problematisch sind insbesondere Abkürzungen, die einen nachteiligen Zustand des Fahrzeugs beschreiben (von diesem zeugen) und damit für den Käufer von Nachteil sind. Nicht genügen dürfte in der Regel (gegebenenfalls je nach betroffenem Fahrzeugteil ausreichend) beispielsweise die pauschale Abkürzung »def.« für »defekt« (siehe auch im Abkürzungsverzeichnis unter »In Annoncen insbesondere bei Privatverkäufen von Gebrauchtwagen (Auswahl)«) als Zustandsbeschreibung; siehe auch bei »Beschaffenheitsvereinbarung« und »Zustandsangaben«.





28 OLGR Frankfurt 1993, 189 (Vertragstext mit in Bezug genommenen AGB in Kleinschreibung unter Verwendung von Abkürzungen).


29 § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB; Art. 4 Abs. 2, Art. 5 RL 93/13/EWG.


30 BGH, NJW 2016, 2101, Rn. 28 ff. (»vertragswesentliche Regelung«); BGH, NJW-RR 2005, 1496, 1505 (»Kardinalpflichten«).


31 BGH, NJW 2013, 291, Rn. 46; siehe auch BGH, RdTW 2022, 274, Rn. 80 (Verwendung der Gesetzesabkürzung »KrWG« für rechtlich nicht vorgebildeten durchschnittlichen Verbraucher nicht verständlich).


32 BGH, NJW 2013, 2739, Rn. 9 f., 21; BGH, Urteil vom 8.5.2013 – IV ZR 174/12, Rn. 12, juris; siehe auch Faust, in: BeckOK BGB, § 434 Rn. 131 (Mangel einer Anleitung kann u.a. darauf beruhen, dass für Laien unverständliche Fachausdrücke verwendet werden).


33 Wurmnest, in: MüKo BGB, § 307 Rn. 62.


34 § 3, § 5 Abs. 2 Nr. 1 ff. UWG; BGH, MMR 2007, 519, 520 f. (»UVP« gängige Abkürzung für »Unverbindliche Preisempfehlung«); Peifer/Obergfell, in: Fezer/Büscher/Obergfell, Lauterkeitsrecht: UWG, § 5 Rn. 247; siehe auch Busche, in: MüKo LauterkeitsR, UWG, § 5 Rn. 469.




Ablieferungsinspektion


»Der Verkäufer führt vor Übergabe des Wagens an den Käufer eine Ablieferungsinspektion durch; ergibt diese keine Mängel, stehen dem Käufer keine Gewährleistungsrechte zu.«


Ablieferungsinspektionen, die Verkäufer durchführen (lassen), sollen das Vertrauen der Käufer darin stärken, mangelfreie, verkehrssichere Fahrzeuge zu erhalten.35 Eine ähnliche, gegebenenfalls noch stärkere Wirkung kann der Verkauf mit »TÜV* neu« erzielen.


Damit haftet der Verkäufer mindestens dafür, dass die Ablieferungsinspektion sorgfältig durchgeführt wird, es sei denn, der Verkäufer bringt das Gegenteil gegenüber dem Käufer klar (unmissverständlich) zum Ausdruck.36 Die genannte Klausel dürfte darüber hinaus aber unwirksam sein, wenn und weil der Verkäufer damit versucht, seiner Gewährleistungspflicht für Sachmängel* zu entgehen (siehe »Beschaffenheitsvereinbarung«).


Eine andere Frage ist, ob ein Verkäufer ohne vertragliche Vereinbarung verpflichtet ist, vor der Übergabe des Fahrzeugs an den Käufer eine Ablieferungsinspektion durchzuführen. Denkbar ist dies schon37, ihr Umfang ist grundsätzlich allerdings auf eine Sichtprüfung beschränkt (siehe »Aufklärungspflicht«).


Änderungsklausel (Änderungsvorbehalt)


»Konstruktions- oder Formänderungen, Abweichungen im Farbton sowie Änderungen des Lieferumfangs seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit vorbehalten, sofern sie unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers für den Käufer zumutbar sind.«38


Eine solche Klausel, mit der sich ein Verkäufer vorbehält, seine vertraglich vereinbarte Leistungspflicht zu ändern oder von ihr abzuweichen, ist unwirksam, wenn nicht die Vereinbarung unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers für den Käufer zumutbar ist.39 Dafür müssen die Interessen des Verkäufers die Interessen des Käufers nach der Rechtsprechung überwiegen oder ihnen zumindest gleichwertig sein40 (nach einschränkender Ansicht in der Literatur müssen die Interessen des Verkäufers überwiegen41).


Es besteht die (prozessuale42) Vermutung, dass eine solche Klausel unwirksam ist; es ist daher Sache des Verkäufers, die Voraussetzungen der Zumutbarkeit des Änderungsvorbehalts nachzuweisen.43


Die Interessen des Käufers – er will die Leistung grundsätzlich so wie ursprünglich bei Vertragsschluss vereinbart – und Verkäufers – er will seine Leistung gegebenenfalls ändern können – müssen gegeneinander abgewogen werden.44 Dabei ist für den Käufer besonders nachteilig, wenn der Verkäufer sich vorbehalten will, Inhalt und Umfang seiner Hauptleistung zu ändern und nicht nur Umstände der Leistungserbringung oder Nebenpflichten aus dem Kaufvertrag.45 Dieser Abwägung sind eine für den Kaufvertrag typische Betrachtungsweise und ein objektiver Maßstab eines Durchschnittskäufers zugrunde zu legen, ohne dass es auf Umstände des konkreten Einzelfalls ankommt (str.).46 Geschäfts- und Branchentypisches wird dabei berücksichtigt, z.B. eine lange Lieferzeit beim Neuwagen*-Kauf.47


Die Klausel muss




	 erforderlich (sachlich-inhaltlich zumutbar) sein; ein rechtfertigender Grund fehlt, wenn der Verkäufer dem Käufer bereits bei Vertragsschluss die Leistung in der geänderten Form hätte versprechen können


	 in ihren Voraussetzungen und Folgen für den Käufer zumindest ein gewisses Maß an Kalkulierbarkeit der möglichen Leistungsänderung gewährleisten; ihre Voraussetzungen müssen in der Klausel hinreichend konkretisiert werden; sie muss sich auf hinreichend konkretisierte und triftige Änderungsgründe beschränken


	 im Lichte dessen ausgelegt werden, dass sie für den Käufer gefährlicher ist als ein Rücktrittsvorbehalt (oder eine sonstige Befreiungsklausel), weil er die geänderte Leistung annehmen und bezahlen muss, ohne Schadensersatz verlangen oder vom Vertrag zurücktreten zu können.48






Zu unbestimmt ist die Wendung »…soweit dies dem Kunden zumutbar ist«49; dies kann etwa auch der Fall sein bei einem Änderungsvorbehalt aus »wichtigem / triftigem50 / zwingendem / sachlichem / betrieblichem Grund«51.


Als unzulässige Änderungsklauseln wurden angesehen:




	 »Konstruktions- oder Formänderungen, Abweichungen im Farbton sowie Änderungen des Lieferumfangs seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit vorbehalten, sofern sie unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers für den Käufer zumutbar sind.« (die zu Beginn genannte Klausel) – der Verkäufer wollte ein Fahrzeug mit 90 PS statt 109 PS liefern52



	 »Bei Modell- und Konstruktionsveränderungen durch den Hersteller ist der Verkäufer berechtigt, das Nachfolgemodell zu liefern.«53 – an der Unzulässigkeit dieser Klausel kann man zweifeln mit dem Argument, dass ein Nachfolgemodell* typischerweise besser ist als das Vormodell; andererseits kann es dem Käufer genau auf dieses Vorgängermodell (Fahrzeug) ankommen54



	 »Der technische Zustand des Fahrzeuges muss ebenso wie die vereinbarte Laufleistung bei der Ablieferung in allen Positionen mit den in der Gebrauchtfahrzeugbewertung enthaltenen Angaben übereinstimmen. Bei einer Abweichung ist der Käufer berechtigt, die Annahme des Fahrzeuges abzulehnen bzw. vom Kaufpreis den Betrag in Abzug zu bringen, der für die Wiederherstellung des laut dieser Vereinbarung angegebenen Zustands erforderlich ist.«55 – es ging um einen Neuwagen*-Kauf unter Inzahlungnahme eines Gebrauchtwagens* (der oben genannte Käufer ist also der Verkäufer des Neuwagens)


	 »Das Fahrzeug ist entsprechend der nachfolgenden Klassifikation ausgestattet, wobei selbstverständlich Serienausstattungen, auch wenn nicht aufgeführt, enthalten sind bzw. nicht verfügbare, aber aufgeführte Ausstattungen entfallen.« (weil sie so formuliert nicht nur geringfügige, für den Käufer noch hinnehmbare Abweichungen in den Extras erfasst)56.





Anzeige


»Mängel sind dem Verkäufer binnen 10 Tagen nach ihrer Feststellung anzuzeigen.«


Eine solche Anzeige- bzw. Rügeobliegenheit dürfte per se unwirksam sein (h.M.).57


Ausführung


»Verkauft wird ein Fahrzeug des Herstellers Audi, …, neue Ausführung.«


Bei einem nach Abschluss des Kaufvertrages neu herausgebrachten Fahrzeug kann der Käufer, wenn ein Fahrzeug »neuer Ausführung« bestellt wird, dessen Preis, Ausstattung und Typenbezeichnung noch nicht feststehen, erwarten, dass ihm das vom Herstellerwerk demnächst auf den Markt zu bringende neueste Modell geliefert wird.58


»Verkauft wird ein Fahrzeug des Herstellers Audi, …, deutsche(r) Ausführung.«


Nach obergerichtlicher Rechtsprechung bedeutet »deutsche Ausführung« nur, dass ein Fahrzeug alle Ausstattungsmerkmale aufweist und alle technischen Voraussetzungen erfüllt, die für Zulassung und Vertrieb in Deutschland erforderlich und üblich sind, nicht aber, dass es sich um ein in Deutschland hergestelltes und nicht reimportiertes EU-Fahrzeug handelt oder dass es ein für keinen anderen Markt als den deutschen bestimmtes Fahrzeug ist.59


Auslaufmodell


»Der Wagen ist ein Auslaufmodell.«


Diesen Satz, wenn er denn in einem Gespräch fällt oder schriftlich fixiert wird, wird ein Verkäufer – weil die Aussage eher nicht positiv ist60, ohne dass der Käufer allein deshalb aber natürlich mit einem buchstäblich »auslaufenden« (etwa Öl verlierenden) Modell rechnen müsste61 – wohl meist um positive Aspekte ergänzen, etwa damit, dass es auf den Wagen einen hohen Rabatt gebe.


Ein Auslaufmodell ist nach dem Wortsinn ein Modell, das (bald) »ausläuft«. Es wird noch produziert, sein Ende ist aber »beschlossene Sache«, weil es ein Nachfolgemodell geben wird62; bei Erwerb des Fahrzeugs stand die Markteinführung des Nachfolgemodells unmittelbar bevor63.


Versteht man »Auslaufmodell« in diesem Sinne, handelt es sich bei Auslaufmodellen (noch) um Neuwagen*, da das Modell noch aktuell ist und erst mit Ein- bzw. Umstellung der Produktion nicht mehr aktuell sein wird.64


Was der Käufer eines Auslaufmodells grundsätzlich erwarten kann, lässt sich mit folgender Formel umschreiben:


Auslaufmodell = Neuwagen – die positiven Eigenschaften, die sich ergeben, wenn es sich um ein aktuelles Modell handeln würde.


Mit anderen Worten: Wenn es keine gegenteiligen (weitergehenden) Vereinbarungen gibt, kann der Käufer eines als solches bezeichneten Auslaufmodells grundsätzlich wohl erwarten, dass der Wagen im Übrigen – also abgesehen davon, dass es sich nicht um das aktuelle Modell handelt – fabrikneu, insbesondere also unbenutzt und unbeschädigt ist.65


Aus dem Umstand, wann der Modellwechsel erfolgte bzw. seit wann das aktuelle Modell (Nachfolgemodell) gebaut wird (z.B. 7/2022), ergibt sich zwangsläufig, wie alt der Wagen mindestens ist; er kann und wird in vielen Fällen aber noch älter sein. Ist von einem »Auslaufmodell« die Rede, dürfte sich hieraus mittelbar das Höchstalter ergeben: der Beginn der Produktion des Vorläufermodells; denn »Auslaufmodell« dürfte beinhalten, dass es sich um das Modell unmittelbar vor dem aktuellen Modell handelt. Ein erheblicher Preisnachlass (37,5% gegenüber dem Neuwagenpreis) kann wohl dazu führen, dass der Käufer ein höheres Fahrzeugalter hinnehmen muss (im entschiedenen Fall etwas mehr als zwei Jahre bei Kenntnis des Käufers vom 11 Monate zurückliegenden Modellwechsel).66


Eine andere Frage ist, ob der Verkäufer darauf hinweisen muss, dass es sich bei dem Wagen um ein Auslaufmodell handelt. Der Bundesgerichtshof bejaht dies für das Wettbewerbsrecht (also im Verhältnis von Händlern untereinander), versteht (verstand) dabei unter Auslaufmodellen aber – anders als nach der oben genannten Umschreibung – Geräte (Gegenstände), die der Hersteller nicht mehr produziert und nicht mehr im Sortiment führt oder die er selbst als Auslaufmodelle bezeichnet.67


Bei Waren, die Händler noch vor einem Modellwechsel als aktuell bestellt haben und die sie noch vor Erscheinen des Nachfolgemodells im Handel anbieten oder – falls es kein Nachfolgemodell gibt – im Rahmen des üblichen Warenumschlags absetzen, dürfte insofern keine Hinweispflicht bestehen; ein Händler muss wohl nicht auf den – die Absatzchancen schmälernden – Umstand hinweisen, dass alsbald ein neues Modell im Handel sein wird (der Modellwechsel ist eben noch nicht vollzogen), ebenso wenig, wie der Händler allgemein verpflichtet ist, auf bevorstehende Modelländerungen oder -einstellungen, von denen er bereits weiß, hinzuweisen.68


Ein Modell, das der Hersteller nicht mehr produziert, darf der Verkäufer nicht mehr als Neuwagen bewerben. Schon daraus und in Verbindung mit weiteren konkreten Umständen des Kaufs (z.B. erheblicher Preisnachlass im Vergleich zum aktuellen Modell69) wird sich meist ergeben, dass der Käufer weiß oder wissen muss, dass der Wagen nicht der aktuellen Modellreihe angehört.


Nach wohl überwiegender Ansicht kann der Käufer eines Auslaufmodells, das sich als mangelhaft erweist, nicht Ersatzlieferung eines Fahrzeugs aus der aktuellen Produktionsserie verlangen.70 Nach der höchstrichterlichen


Rechtsprechung kommt es je nach Einzelfall in Betracht, dass eine Beschaffungspflicht des Verkäufers ausscheidet, wenn beim Erwerb des ursprünglich gelieferten Fahrzeugs die Markteinführung des Nachfolgemodells unmittelbar bevorstand (= Auslaufmodell), das der Käufer (möglicherweise) aus preislichen Erwägungen bewusst anstelle eines bereits angekündigten Nachfolgemodells erworben hat.71
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Ausschlachtfahrzeug


»Der Wagen ist zum Ausschlachten.«


Die Rechtslage ist vergleichbar mit der bei Verkauf eines Wagens als Bastlerfahrzeug*: Wenn man die Formulierung/Äußerung »zum Ausschlachten« hinwegdenkt und sich auch dann (immer noch) ergibt, dass in der Sache ein nicht fahrbereites Fahrzeug verkauft werden soll bzw. eine diesbezügliche Einigung von Käufer und Verkäufer vorliegt, kann der Käufer auch kein fahrbereites Auto mehr erwarten.72


So kann der Käufer eines Wagens »zum Ausschlachten« bei gleichzeitiger Angabe »TÜV** neu« ein fahrbereites Auto erwarten (bei Händlern eine unzulässige Haftungsbeschränkung)73; Gleiches gilt, wenn ein Wagen ausdrücklich als fahrbereit bezeichnet wird mit »TÜV bis …« (im entschiedenen Fall noch fast ein Jahr), gleichzeitig aber als »Teileträger« (und damit zum Ausschlachten) angeboten wird74.


Gegebenenfalls lässt sich dafür, dass das Fahrzeug »nicht wirklich« nur ausgeschlachtet werden soll, (ergänzend) auf die Person des Käufers abstellen: eine ältere Dame wird einen Gebrauchtwagen (ohne helfenden Enkel) grundsätzlich nicht zum Ausschlachten kaufen wollen.75


Zusammenfassend lässt sich sagen:


Ein Wagen, der sich noch für mehr als bloß »zum Ausschlachten« – also zum (verkehrssicheren) Fahren – eignet, kann händlerseits grundsätzlich nicht wirksam als »Ausschlachtfahrzeug« verkauft werden, wobei sich die über das Ausschlachten hinausgehende Eignung insbesondere daraus ergeben kann, dass sich der Verkäufer mit dieser Zuschreibung zu anderen Beschreibungen zum Fahrzeug in Widerspruch setzt.76


Wenn die Auslegung ergibt, dass das Fahrzeug tatsächlich ein nicht mehr fahrbereites »Ausschlachtfahrzeug« ist und »zum Ausschlachten« verkauft wurde, ergibt sich die – vielleicht überraschende – Rechtsfolge, dass sich jedenfalls der Verkäufer ordnungswidrig verhalten und sogar wegen unerlaubten Umgangs mit Abfällen strafbar machen kann, denn ein solches Fahrzeug darf nur noch einer anerkannten Annahme- oder Rücknahmestelle oder einem anerkannten Demontagebetrieb überlassen werden.77


Ausstellungsfahrzeug


»Es handelt sich um ein Ausstellungsfahrzeug.«


Wer ein Ausstellungsfahrzeug (»Auto ab Ausstellungsraum«78) erwirbt, kann erwarten, dass der Wagen sich grundsätzlich (nur) im Verkaufsraum des Händlers zu Ausstellungszwecken befand und – damit zusammenhängend – eine Laufleistung aufweist, wie sie auch bei Neuwagen* erwartet werden kann.


Allein aus der Beschreibung als Ausstellungsfahrzeug dürfte nicht folgen, dass es sich auch um einen Vorführwagen* handelt, dass der Käufer eines Ausstellungsfahrzeuges also auch Probefahrten Anderer und eine höhere Laufleistung hinnehmen muss79.


Über das Übliche hinausgehende Gebrauchs- oder Abnutzungsspuren (z.B. mehr als minimale/kleine Kratzer) braucht der Käufer eines Ausstellungsfahrzeugs nicht hinzunehmen. Die Rechte des Käufers wegen derartiger Mängel können (konnten, siehe sogleich) aber ausgeschlossen sein, weil der Käufer diese Mängel kennt oder grob fahrlässig nicht kennt80, insbesondere weil er sich das Ausstellungsfahrzeug selbst angeschaut hat. Seit 2022 (siehe »1. Teil. Altes und neues Kaufrecht«) schließt eine solche Kenntnis Gewährleistungsrechte beim Kauf von einem Händler nicht mehr aus; der Verkäufer muss aber nicht für solche Gebrauchsspuren (Schäden) haften, wenn der Käufer eigens hiervon in Kenntnis gesetzt und dies im Vertrag ausdrücklich und gesondert vereinbart wurde.81


Weitere Eigenschaften bzw. Einschränkungen (Alter/Baujahr*, Laufleistung, Zustand etc.) des Ausstellungsfahrzeuges können – und sollten gegebenenfalls zur Klarheit – schriftlich fixiert werden.


Eine andere Frage ist, ob der Käufer eines Neuwagens* einen Ausstellungswagen akzeptieren muss. Allein der Umstand, dass es sich um einen Ausstellungswagen handelt, wird nicht als Mangel angesehen.82 Der Käufer eines Neuwagens kann aber eigentlich ein unbenutztes Fahrzeug erwarten (siehe »Neuwagen«).


Bloßes Ausstellen (Zurschaustellen) eines Wagens im Verkaufsraum, ohne dass er von Mitarbeitern oder Interessenten berührt wird, ist noch keine Benutzung des Wagens83, sieht man von der (geringen) »Mehrstrecke« ab, die der Wagen zurücklegen muss, um in den Verkaufsraum (und wieder hinaus) zu gelangen. Jedenfalls begründen bei einem Ausstellungsfahrzeug aber deutliche (erhebliche) Gebrauchs- und Abnutzungsspuren, die auf häufigem Probesitzen, Öffnen und Schließen der Türen sowie Anfassen und Betätigen der Bedienelemente beruhen, einen Mangel.84


Zugespitzt lässt sich sagen und sollten sich Interessenten im Klaren sein:


Während (Neu-)Wagen auf dem Hof stehend der Witterung ausgesetzt sind, sind sie im Verkaufsraum »dem Publikumsverkehr ausgesetzt«85.





72 Siehe auch Fehrenbach, in: BeckOGK, BGB, § 307 Rn. 10.


73 Müller, NJW 2003, 1975, 1978.


74 OLG Hamm, NJW-RR 2009, 1718, 1719 f.


75 Vogt, in: von Westphalen, VertragsR und AGB-Klauselwerke, Gebrauchtwagenkauf, Rn. 21; so zum Verkauf eines Bastlerfahrzeugs an eine ältere Dame auch (schon) Müller, NJW 2003, 1975, 1977.


76 In diesem Sinne im Wesentlichen Ball, in: jurisPK-BGB, § 476 Rn. 22.


77 § 4 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Nr. 4 AltfahrzeugV, § 326 Abs. 1 Nr. 4 a) StGB; OLG Celle, Urteil vom 15.10.2009 – 32 Ss 113/09, BeckRS 2009, 27656; siehe auch VGH Mannheim, NVwZ 1999, 552, 553; allgemein zu »Schrottfahrzeugen« als Abfall Alt, in: MüKo StGB, § 326 Rn. 71 ff.


78 https://www.auto-recht.ch/neuwagen/auto-ab-ausstellungsraum.


79 Siehe auch Duden, Stichwort »ausstellen« als »zur Ansicht, zum Verkauf ins Schaufenster o. Ä. stellen« und »(aus bestimmten Gründen) an einem Platz sichtbar aufstellen«.


80 § 442 Abs. 1 BGB; OLG Köln, DAR 2005, 87, 88, zur – bejahten – Annahme, dass der Käufer im konkreten Fall damit rechnen musste, dass der Wagen unter Umständen fast ein Jahr oder länger dem Publikumsverkehr ausgesetzt war.


81 § 475 Abs. 3 Satz 2, § 476 Abs. 1 BGB.


82 OLG Köln, DAR 2005, 629 (dass das Fahrzeug in einem Ausstellungsraum stand, ändert nichts an Neuwageneigenschaft); OLG Düsseldorf, NJW-RR 1991, 1464 (ein als Serienprodukt hergestellter Gebrauchsgegenstand – es ging um ein Möbelstück – ist auch dann, wenn er schon vor längerer Zeit hergestellt und beim Händler oder Hersteller gelagert worden ist, fabrikneu, wenn er aus neuem Material hergestellt und ungebraucht ist; am Rande äußert sich die Entscheidung auch zu Kfz); Eggert, in: Reinking/Eggert, Rn. 543.


83 OLG Düsseldorf, NJW-RR 1991, 1464 (Ausstellung eines Möbelstücks in den Verkaufsräumen des Händlers ist keine Benutzung); Eggert, in: Reinking/Eggert, Der Autokauf, Rn. 543.


84 LG München I, Entscheidung vom 16.5.2002 – 4 O 17.799/01, zitiert nach Eggert, in: Reinking/ Eggert, Der Autokauf, Rn. 543 (zustimmend/gleicher Ansicht).


85 OLG Köln, DAR 2005, 87, 88.





Barzahlung



»Sie können (oder: müssen) den Wagen bar bezahlen.«


Der Käufer ist nach Abschluss des Kaufvertrages verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und den Wagen abzunehmen.86


Bei einer Erklärung bzw. Vereinbarung wie der eingangs genannten, aber auch ohne dass Verkäufer und Käufer über die Zahlungsweise gesprochen haben, kann (und muss) ein Wagen bar bezahlt werden, denn Euro-Banknoten sind gesetzliches Zahlungsmittel87.


Käufer und Verkäufer können aber auch eine andere Zahlungsmethode vereinbaren, insbesondere Überweisung und Zahlung per Lastschrift (Leistung an Erfüllungs statt88) sowie Zahlung per Kreditkarte (Leistung erfüllungshalber).89 Mit einer Banküberweisung ist der Verkäufer in der Regel stillschweigend einverstanden, wenn er sein Girokonto auf Briefen oder Rechnungen an den Käufer bekanntgibt.90


Im Autohandel sind Barzahlungen auch über höhere Summen nicht ungewöhnlich; Käufer scheuen das mit einer Voraus-Überweisung verbundene Insolvenzrisiko.91 Wer also zuerst zahlt (überweist), sollte sich im Klaren sein, dass er das Risiko trägt, dass der Verkäufer insolvent wird und den Wagen nicht mehr liefert bzw. nicht mehr liefern kann (oder aus einem anderen Grund nicht liefert).


Ein Käufer erfüllt seine Zahlungspflicht gegebenenfalls auch durch Übergabe des Geldes an (s)einen Verkaufsmitarbeiter des Autohauses, auch wenn dieser sich mit dem Geld seines Chefs später »über alle Berge« macht92; siehe noch bei »Vertreter«.


Vorsicht ist etwa geboten, sollte es gut sichtbare Aushänge im Autohaus geben, dass nur auf diese oder jene Weise gezahlt werden könne oder wenn es Anhaltspunkte dafür gibt, dass der vermeintliche Mitarbeiter in Wahrheit gar nicht (mehr) für den Inhaber des Autohauses arbeitet.93


Der Käufer muss gegebenenfalls beweisen, den Kaufpreis gezahlt zu haben.94 Es bietet sich an, für die Übergabe des Geldes eine weitere Person – einen Zeugen – mitzunehmen, die die Geldübergabe genau verfolgt, um dann später wahrheitsgetreu aussagen zu können, genau gesehen zu haben, dass das Geld übergeben worden ist. Eine weitere Möglichkeit wäre – mit Zustimmung des Verkäufers und sonstiger anwesender Personen –, die Geldübergabe mit dem Smartphone zu filmen.95


Eine Alternative zur Barzahlung (und zur normalen Überweisung) ist eine Echtzeit-Überweisung – nach der der Betrag (Kaufpreis) dem Verkäufer binnen Sekunden gutgeschrieben wird – direkt bei Übergabe des Wagens (kurz davor oder danach).96


Damit man sich als Käufer nicht wundert: Ab einer Barzahlung von 10.000 Euro müssen Autohändler den jeweiligen Käufer zum Schutz vor Geldwäsche identifizieren, indem sie dessen persönliche Daten (Vor- und Nachname, Geburtsort und -datum, Staatsangehörigkeit und Anschrift) abfragen (»erheben«) und überprüfen (insbesondere anhand des Personalausweises des Käufers).97


Auf einem anderen Blatt steht, ob Bargeldzahlungen über 10.000 Euro (oder sogar schon über 7.000 Euro)98 generell im Sinne einer allgemeinen Bargeldobergrenze99 (oder ganz) verboten werden (können)100.


Ein Thema aus Verkäufersicht ist die Überprüfung des erhaltenen Geldes (der Scheine) auf Echtheit. Gegebenenfalls können Käufer und Verkäufer gemeinsam zur Bank fahren und Geld abheben – gemeinsam natürlich nur insoweit, als der Verkäufer nicht die PIN des Käufers erfahren darf101.


Bastlerfahrzeug


»Der Wagen ist ein (oder: wird verkauft als) Bastlerfahrzeug.«


Mit einer solchen Äußerung möchte der Verkäufer – isoliert betrachtet, Begleitumstände zunächst ausgeblendet – zum Ausdruck bringen, dass der Wagen (nur noch) »zum Basteln« oder »für Bastler« (bestimmt) ist. Basteln meint allgemein »sich an dem Wagen handwerklich oder technisch betätigen, was man verbessern, um- oder ausbauen will«102.


Ein Verkäufer, der einen Wagen als Bastlerfahrzeug verkauft, will für gewöhnlich nicht für Mängel am Fahrzeug haften. Ein Händler kann die Haftung für Mängel aber nicht ausschließen, er kann jedoch mit dem Käufer grundsätzlich eine bestimmte (negative) Beschaffenheit des Wagens vereinbaren; die Frage bewegt sich zwischen zulässiger Beschaffenheitsvereinbarung** und unzulässiger Haftungsbeschränkung.103


Letztlich kommt es darauf an, von welchen Eigenschaften des Fahrzeugs Verkäufer und Käufer »wirklich« ausgehen104, auf welche Beschaffenheit sie sich (stillschweigend) geeinigt haben bzw. von welcher Beschaffenheit sie ausgehen, wenn man die isolierte Umschreibung »Bastlerfahrzeug« hinwegdenkt: Sind sich Käufer und Verkäufer aufgrund bestimmter Äußerungen oder Eigenschaften des Fahrzeugs einig, dass es nicht fahrbereit (reparaturbedürftig) ist, dann ist die zusätzliche Beschreibung »Bastlerfahrzeug« richtig bzw. nur eine Klarstellung (Verstärkung) des ohnehin Vereinbarten (man könnte auch sagen, dass es dann allein durch die Verschriftlichung »Bastlerfahrzeug« gar keine Beschaffenheitsvereinbarung im Sinne einer selbstständigen bzw. zusätzlichen Vereinbarung gibt) – anders gewendet: sie ist dann eine abgekürzte Beschaffenheitsangabe, die auf manche Autos zutrifft105; ein fahrbereiter Wagen kann hingegen durch die Beschreibung als Bastlerfahrzeug rechtlich nicht zu einem nicht fahrbereiten Fahrzeug »gemacht« werden.106


Ein (faktisch) »Nicht-nur- bzw. Mehr-als-Bastlerfahrzeug« kann händlerseits grundsätzlich nicht wirksam als (fiktiv) »Bastlerfahrzeug« verkauft werden.107 Wenn der Wortlaut (Text) der Vereinbarung mit dem tatsächlich übereinstimmend Angenommenen (Gewollten) streitet, gewinnt also Letzteres, »das Tatsächliche«.


Ein (gewichtiges) Indiz für oder gegen die Annahme, dass es sich bei einem Wagen tatsächlich um ein Bastlerfahrzeug handelt, ist der Kaufpreis. Verlangt der Verkäufer bzw. vereinbaren Käufer und Verkäufer einen Preis, der dem eines fahrbereiten Fahrzeugs entspricht (Marktpreis), spricht dies dagegen, dass der Kaufvertrag über ein nicht fahrbereites »Bastlerfahrzeug« geschlossen ist.108


Gegen die Annahme eines Bastlerfahrzeuges spricht natürlich auch, wenn der Wagen eine »frische« TÜV*-Plakette hat.109


Siehe auch »1. Teil. Altes und neues Kaufrecht« sowie »Zustandsangaben«.





86 § 433 Abs. 2 BGB.


87 Art. 128 Abs. 1 AEUV, § 14 Abs. 1 BBankG; BGH, NJW 2010, 2719, Rn. 29.


88 § 364 BGB.


89 Looschelders, in: BeckOGK, BGB, § 364 Rn. 33 ff., 61.


90 BGH, NJW 2010, 2719, Rn. 29.


91 OLG Karlsruhe, NJW-RR 2021, 122, Rn. 22.


92 § 56 HGB; OLG Karlsruhe, NJW-RR 2021, 122, Rn. 20 ff.


93 Hierzu OLG Karlsruhe, NJW-RR 2021, 122, Rn. 23 ff.; Krebs, in: MüKo HGB, § 56 Rn. 37 ff.


94 OLG Karlsruhe, NJW-RR 2021, 122, Rn. 15.


95 Siehe auch OLG Karlsruhe, NJW-RR 2021, 122, dessen Urteil u.a. ein Kurzvideo zugrunde liegt.


96 Angeregt durch »Hamid Tailormade Cars«, https://www.youtube.com/watch?v=hwalL_xiQgo(Sofort-/Blitzüberweisung, ab 17:52 Minute).


97 § 1 Abs. 9, 10 Satz 2 Nr. 5, § 2 Abs. 1 Nr. 16, § 10 Abs. 1 ff., 6a Nr. 1 c), §§ 11 ff. GwG.


98 Hierzu https://www.n-tv.de/politik/EU-Parlament-plant-neue-Bargeld-Obergrenze-article-24013217.html.


99 Hierzu https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/baergeld-limit-faeser-101.html.


100 Ein Bargeldverbot könnte insbesondere die Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) sowie das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) verletzen (https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2015/07/11/degenhart-bargeld-verbot-verstoesst-gegen-die-verfassung).


101 Z.B. 7.3 der Bedingungen für die Sparkassen-Card (Debitkarte) der Sparkasse Hannover, Fassung September 2021.


102 www.duden.de, Stichwort »basteln«, 2. Bedeutung.


103 § 434 Abs. 1 ff., § 476 Abs. 1 BGB; Fehrenbach, in: BeckOGK, BGB, § 307 Rn. 9 ff.


104 Siehe auch Rachlitz/Kochendörfer/Gansmeier, JZ 2022, 705, 714.


105 So Müller, NJW 2003, 1975, 1977.
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Baujahr


»Der Wagen ist Baujahr (Bj.) 2021.«


Das Baujahr (und der Baumonat) eines Fahrzeugs wird beileibe nicht immer vom Verkäufer genannt110. In der Zulassungsbescheinigung Teil I und II und am Fahrzeug selbst ist es nicht, jedenfalls nicht ausdrücklich genannt bzw. angebracht (zur Ermittlung siehe im Folgenden).111


Baujahr, Erstzulassung**, Modelljahr** – drei Begriffe, die zu unterscheiden sind. Verwechselt man sie oder setzt sie gleich, kann das einen Unterschied von vielen Monaten ausmachen: So kann ein Fahrzeug des Modelljahres 2021 schon Mitte 2020 hergestellt/gebaut worden sein (siehe »Modelljahr«).


Das Baujahr (Herstellungs- / Produktions- / Fertigstellungs- / Auslieferungsdatum112) ist eine wichtige Eigenschaft eines Fahrzeugs und gilt als in etwa so wichtig wie die Laufleistung, deren Bedeutung mit den Jahren zunimmt, wohingegen die Unterscheidung, ob ein Fahrzeug z.B. 8 oder 9 Jahre alt ist, an Bedeutung verliert.113


Die Angabe des Baujahres (nur das Jahr oder auch den Monat) durch den (gewerblichen oder auch privaten)114 Verkäufer (von selbst oder auf Nachfrage) kann sich ohne weitere Hinweise oder Erklärungen richtigerweise nur auf das Kalenderjahr (1.1.-31.12.) – und nicht auf das Modelljahr (1.10.-30.9.) – beziehen, also z.B. darauf, dass ein Fahrzeug »Baujahr 2021« in dem Zeitraum vom 1.1.2021-31.12.2021 gebaut worden ist (jedenfalls im Hinblick auf die meisten Fahrzeugteile, da nicht alle Teile immer genau zur selben Zeit hergestellt werden; wurde der Großteil eines Wagens bereits Anfang 2020 gebaut und nur noch ein kleiner Teil Anfang 2021, dürfte der Verkäufer – sofern ihm dies eher ausnahmsweise bekannt ist – verpflichtet sein, auf diesen Umstand hinzuweisen, also nicht bloß mitzuteilen, der Wagen sei »2021 gebaut«115).


Der »Durchschnittskäufer« – auf diesen kommt es grundsätzlich an116 – wird annehmen, dass ein Wagen »Baujahr 2021« im Kalenderjahr – also tatsächlich – 2021 gebaut worden ist. Etwaige abweichende (zugunsten der Automobilindustrie marktwirtschaftlich begründete117) »Umdefinitionen« hin zum »Modelljahr« muss er nicht kennen bzw. dies kann schwerlich angenommen (unterstellt) werden.118


Andernfalls hätte dies zur Konsequenz, dass die Aussage des Verkäufers, der Wagen sei »Baujahr 2021« auch dann richtig ist (= kein Sachmangel* vorliegt, aus dem der Käufer Rechte herleiten könnte), wenn das Fahrzeug im Dezember, November oder auch Oktober 2020 gebaut worden ist; ein Wagen könnte also tatsächlich bis zu drei Monate älter sein als der Käufer vermutet (Folgen hätte dies auch für die Berechnung der Jahresfrist bei Neuwagen*).


Täuscht der Verkäufer den Käufer arglistig – der Verkäufer behauptet wider besseres Wissen beispielsweise, ein Wagen sei Baujahr (Anfang) 2021, obwohl er Baujahr (Ende) 2019 ist – oder irrt sich der Käufer (ohne Täuschung durch den Verkäufer und ohne Vereinbarung mit dem Verkäufer über das Baujahr) über das Baujahr – er denkt z.B., ein Wagen sei Baujahr 2019, ist aber tatsächlich Baujahr 2017 –, kann der Käufer seine Vertragserklärung anfechten und den Kaufvertrag dadurch »zunichtemachen«.119


Siehe noch bei »Angebot und Annahme«, »Irrtum« und »Täuschung«.


Das Baujahr selbst ermitteln zu können, ist gut und wichtig, sei es zur Überprüfung des vom Verkäufer genannten bzw. – dies sollten Käufer gegebenenfalls anstreben – vertraglich vereinbarten Baujahres, sei es, dass es z.B. ermittelt werden soll, um feststellen zu können, ob ein als Neuwagen* verkauftes Fahrzeug auch rechtlich neu ist, was – bezogen auf das Alter – nicht der Fall ist, wenn es bereits älter als 12 Monate ist (siehe »Neuwagen«). Es bedarf hierzu allerdings etwas »Detektivarbeit«.120


Das Baujahr lässt sich in der Regel auf einem der folgenden Wege am Fahrzeug ermitteln oder zumindest zeitlich stark eingrenzen (richtige Wiedergabe natürlich vorausgesetzt):




	 auf der Windschutzscheibe rechts unten gibt die sechste und letzte Ziffer einer sechsstelligen Zahl nach einem Bindestrich das Baujahr an (die letzte Zahl des Jahres); Beispiel: -345678 bedeutet, dass der Wagen 2018, 2008, 1998 etc. (in einem dieser Jahre) gebaut worden ist; dies funktioniert natürlich nicht, wenn die Windschutzscheibe schon einmal ausgewechselt worden ist121



	 das Herstellungsdatum von im Kfz verbauten Teilen lässt sich bestimmen, woraus sich Rückschlüsse auf das Produktionsdatum des gesamten Autos ziehen lassen, das meist nur wenige Tage oder Wochen nach dem Herstellungsdatum des Kfz-Teils liegt; dieses kann vermerkt sein an/auf einem oder mehreren Bauteilen im Motor-, Innen- oder Kofferraum unter dem Bodenbelag, auf Sicherheitsgurten oder an Fensterscheiben; das Datum kann insbesondere angegeben sein mit Monat oder Kalenderwoche und Jahr oder einem Pfeil innerhalb eines Kreises von Monatszahlen mit der Spitze des Pfeils auf dem Herstellungsmonat (oft noch ergänzt um die letzten beiden Ziffern des Jahres)122; Rückschlüsse lassen sich gegebenenfalls auch durch das Kfz-Zubehör ziehen, z.B. wenn auf dem mitgelieferten Wagenheber dessen Herstellungsdatum vermerkt ist


	 (vierstellige) DOT-Nummer auf den Reifen, die Woche und Jahr der Herstellung der Reifen angibt; Beispiel: 1622 = 16. KW 2022123 das Herstellungsdatum findet sich »in Papierform« in der Übereinstimmungsbescheinigung*  das Baujahr kann auf dem Ausdruck des Auslesens des (Fehler-) Speichers des Fahrzeugs mit ausgegeben sein.





Baureihe


»Es handelt sich um einen Audi A1, …«


Die Baureihe beschreibt im Wesentlichen das Kfz-Modell, z.B. bei Audi A1, A2, A3 etc., bei VW Polo, Golf, Passat etc. (zu ermitteln anhand der Stellen 4-9 [= Baumuster, bestehend aus 3 Stellen Baureihe und 3 Stellen Motorisierung] der Fahrzeug-Identifizierungsnummer*124).


Die Baureihe wird in aller Regel vereinbart (im Kaufvertrag genannt). Wohl niemand kauft »einen Audi« (ohne nähere Beschreibung) – jedenfalls sollte man das wohl nicht tun.125 Probleme – Irrtümer, Missverständnisse – können sich hinsichtlich der Angabe des Modelljahres* ergeben, da ein »Modell 2022« bereits im Jahr 2021 produziert worden sein kann.


Besichtigungsklausel


Vereinbarungen wie »Gekauft wie besichtigt (und wie Probefahrt*)« oder »Gekauft wie gesehen« zwischen verkaufenden Unternehmern* (Händlern) und kaufenden Verbrauchern* (Privatpersonen) sind ein unzulässiger (unwirksamer) Gewährleistungsausschluss (h.M.).126


Möglich sind grundsätzlich aber Mängellisten (Negativlisten, Befundberichte), in denen Verkäufer – hinreichend deutlich und konkret – auf Mängel am Fahrzeug hinweisen und hiermit ihre Haftung für diese Mängel ausschließen (können).127 Für seit 2022 geschlossene Kaufverträge gelten hierfür aber strengere Formerfordernisse (siehe »1. Teil. Altes und neues Kaufrecht« sowie »Beschaffenheitsvereinbarung«, siehe auch »Zustandsangaben«), was aus Händlersicht einen Marketing-Gau128 bedeuten kann.


Zwischen Privatpersonen enthält die Vereinbarung Wie besichtigt oder Wie gesehen in aller Regel eine Gewährleistungsbeschränkung, die nur solche Mängel erfasst, die bei einer zumutbaren Prüfung und Untersuchung unschwer erkennbar sind129, m.a.W.: sie erfasst nur bei der Besichtigung wahrnehmbare, insbesondere sichtbare Mängel des Fahrzeugs130. Allein diese Formulierung enthält also keinen vollständigen Gewährleistungsausschluss. Dieser kann sich aber aus anderen Umständen ergeben, etwa durch Das Fahrzeug wird unter Ausschluss jeder Gewährleistung verkauft. In diesem Fall schwächt der Zusatz Gekauft wie gesehen den Gewährleistungsausschluss nicht wieder ab; aus Laiensicht soll dieser Zusatz den Gewährleistungsausschluss vielmehr bestätigen.131
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